
OBERLANDESGERICHT  OLDENBURG 
 
 

 
 

Im Namen des Volkes 
 

Urteil 
 
 
 

1 U 104/13 
1 O 1264/13 Landgericht Oldenburg 

Verkündet am 30. Januar 2014 
………., Justizangestellte als 
Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 
 

 
 
 

In dem Rechtsstreit 
 
1. R…….. L…….. 
 
2. H……… L…… 
 
 Beklagte und Berufungskläger,  
 
Prozessbevollmächtigter zu 1, 2:  
Rechtsanwalt A….. H……. 
 
gegen 
 
K………-B…… I….. GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer U……..S….-
W……… 
 
 Klägerin und Berufungsbeklagte,  
 
Prozessbevollmächtigte:  
Rechtsanwälte G…… & P…….. 
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hat der 1. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Oldenburg durch den Vizepräsiden-

ten des Oberlandesgerichts …….., den Richter am Oberlandesgericht …………. 

und die Richterin am Landgericht ………. auf die mündliche Verhandlung vom 16. 

Januar 2014 für Recht erkannt: 

 

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Landgerichts Oldenburg 

vom 15.10.2013 wird zurückgewiesen. 

 

Die Kosten der Berufung werden den Beklagten auferlegt. 

 

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

 

 

Gründe: 

 

Von der Darstellung des Tatbestands wird gemäß §§ 540 Abs. 2, 313 a Abs. 1 

S. 1 ZPO abgesehen. 

 

Die zulässige Berufung ist unbegründet. 

 

Zutreffend hat das Landgericht der Klägerin gemäß § 1004 Abs. 1 S. 1 BGB einen 

Anspruch auf Beseitigung derjenigen Leitungen aus ihrem Grundeigentum zuge-

sprochen, die von dem Hintergrundstück der Beklagten über den Grundbesitz der 

Klägerin in D…….. L…………, führen. 

Die streitgegenständlichen Leitungen stellen aus den Gründen der angefochtenen 

Entscheidung, auf welche Bezug genommen wird, eine Eigentumsbeeinträchti-

gung dar. 

 

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Klägerin nicht gemäß § 1004 Abs. 2 

BGB zur Duldung dieser Beeinträchtigung verpflichtet. 

 

Eine zivilrechtliche Grundlage für die Nutzung des fremden Grundstücks ist nicht 

gegeben. Dass die Führung der Leitungen über das Eigentum der Klägerin nicht 

durch ein dingliches Recht, etwa eine Grunddienstbarkeit gemäß §§ 1018 ff BGB, 
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gesichert ist, ist zwischen den Parteien unstreitig. Aber auch eine schuldrechtliche 

Bindung der Klägerin liegt nicht vor. Ob das Landgericht darauf hätte hinweisen 

müssen, dass es den Sachvortrag der Beklagten zu deren angeblichem Nutzungs-

recht für unbeachtlich hielt, kann dahin stehen, denn die Beklagten hatten in der 

Berufungsinstanz hinreichend Gelegenheit zur Stellungnahme. Ein solches Nut-

zungsrecht steht dem Anspruch der Klägerin indes nicht entgegen. Das Einver-

nehmen, das es offensichtlich zwischen den Beklagten und dem Vater des Be-

klagten zu 2) gegeben hat, entfaltet ohne die unstreitig fehlende dingliche Absi-

cherung gegenüber der Klägerin keine Wirkung. Dabei kann die genaue rechtliche 

Einordnung offenbleiben. Es dürfte sich um einen grundsätzlich jederzeit kündba-

ren unentgeltlichen Gestattungsvertrag gehandelt haben; ein solcher schuldrecht-

licher Vertrag bindet Sondernachfolger grundsätzlich nicht (vgl. Palandt/Bassenge, 

BGB, 73. Aufl., § 1004 RN 36). Ansatzpunkte für eine Ausnahme sind nicht er-

sichtlich. Vielmehr endete die Gestattung mit dem Eigentumsverlust des Vaters 

des Beklagten zu 2), ohne dass es einer rechtsgeschäftlichen Beendigung seitens 

der Klägerin bedurfte. 

Entgegen der Argumentation der Beklagten verhelfen die Vorschriften der §§ 57 

ZVG, 566 BGB ihrem Standpunkt nicht zum Erfolg, denn sie waren jedenfalls we-

der Mieter noch Pächter des Vordergrundstücks. 

 

Auch eine Duldungspflicht aus Rechtsnormen (vgl. Palandt/Bassenge, a.a.O., 

§ 1004 RN 38ff) ist nicht gegeben. 

Eine solche Duldungspflicht ergibt sich insbesondere nicht aus einer etwaigen 

Baulast, und zwar unabhängig davon, ob bzw. welche Leitungen tatsächlich unter 

einer solchen Baulast liegen, denn die Baulast bewirkt keine privatrechtlichen Nut-

zungsansprüche bzw. Duldungspflichten (Palandt/Bassenge, BGB, 73. Aufl., Einl v 

§ 854 RN 15 m. w. N.; BGH NJW 1984, 124, OLG Düsseldorf OLGZ 1992, 208 

Urteil des Senats vom 26.9.2013 - 1 U 25/13)). Eine andere Bewertung widersprä-

che dem zivilrechtlichen Prinzip des numerus clausus der Sachenrechte. 

Zwar kann dem Anspruch aus § 1004 Abs. 1 S. 1 BGB - unter strengen Voraus-

setzungen - die tatsächliche Unmöglichkeit der Beseitigung der Eigentumsstörung 

entgegengehalten werden (Palandt/Bassenge, a.a.O., § 1004 RN 43). Auch diese 

Voraussetzungen sind jedoch nicht erfüllt. Die Beklagten berufen sich in diesem 

Zusammenhang auf den in der Baulast auf der südlichen Seite des Vordergrund-



- 4 - 
 
 

stücks liegenden Erdöltank. Diese tatsächlichen Gegebenheiten hindern die Be-

klagten jedoch nicht daran, die Leitungen über den in ihrem Eigentum stehenden 

Grundstücksstreifen zu führen, der auf der nördlichen Seite des Vordergrund-

stücks verläuft. Soweit die Beklagten die Auffassung geltend machen, dies sei 

ihnen wirtschaftlich nicht zuzumuten, hindert dieser Umstand nicht die tatsächliche 

Möglichkeit der Störungsbeseitigung.  

Auch aus der nachbarrechtlichen Vorschrift des § 906 Abs. 2 BGB lässt sich ent-

gegen der Argumentation der Beklagten eine Duldungspflicht nicht herleiten, weil 

es nicht um Immissionen im Sinne dieser Regelung geht. 

Die Vorschrift des § 242 BGB, insbesondere in Gestalt des nachbarlichen Ge-

meinschaftsverhältnisses, verhilft der Berufung der Beklagten ebenfalls nicht zum 

Erfolg. Dieses Rechtsinstitut kann zwar in zwingenden Ausnahmefällen Rechte 

beschränken oder ausschließen (Palandt/Bassenge, a.a.O., § 903 RN 13). Ein 

solcher Ausnahmefall liegt aber nicht vor. Allein der Umstand, dass es für die Be-

klagten einen erheblichen wirtschaftlichen Aufwand bedeutet, für ihre Leitungen 

das eigene Grundstück zu benutzen, statt sie weiterhin über fremdes Eigentum zu 

führen, vermag bei Abwägung der beiderseitigen Interessen eine Einschränkung 

der Eigentümerbefugnisse aus § 903 BGB nicht zu rechtfertigen; dies gilt insbe-

sondere auch unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsprinzips. 

Ein Verstoß gegen das Schikaneverbot des § 226 BGB ist nicht ersichtlich. Dafür, 

dass es Beweggrund der Klägerin bei der Verfolgung ihrer Ansprüche ist, die Be-

klagten zu schädigen, gibt es keine hinreichenden Anhaltspunkte. Dass die Kläge-

rin die Beseitigung der Leitungen begehrt, um die ihr gesetzlich zustehenden 

Rechte als Eigentümerin auszuüben und insbesondere auch das Grundstück zu 

bebauen, liegt nahe. 

Ein Gewohnheitsrecht - d. h. eine lang dauernde tatsächliche Übung, getragen 

von einer Überzeugung der beteiligten Verkehrskreise, das durch die Einhaltung 

der Übung bestehende Recht sei zu befolgen (vgl. Palandt/Sprau, a.a.O., Einl vor 

§ 1 RN 22) - des Inhalts, dass Grundstückseigentümer fremde Ver- oder Entsor-

gungsleitungen in ihrem Eigentum zu dulden hätten, gibt es nicht. 

 

Schließlich halten die Beklagten dem Anspruch nicht mit Erfolg die Einrede der 

Verjährung entgegen. Der Anspruch auf Beseitigung der Eigentumsstörung unter-

liegt der regelmäßigen Verjährung gemäß §§ 195, 199 Abs. 1, 4, 5 BGB (vgl. Pa-
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landt/Bassenge, a.a.O., § 1004 RN 45). Der Beginn der Verjährungsfrist setzt die 

Entstehung des Anspruchs voraus, § 199 Abs. 1 Nr. 1 BGB. Maßgebend dafür ist 

der Beginn der Beeinträchtigung (Palandt/Bassenge, a.a.O.). Die streitgegen-

ständliche Eigentumsstörung begann mit dem Erwerb des Eigentums durch die 

Klägerin im November 2012. Zwar wird mit dem Wechsel des Eigentums am ge-

störten Grundstück keine neue Verjährungsfrist in Lauf gesetzt (Pa-

landt/Bassenge, a.a.O.). Solange der Vater des Beklagten zu 2) Eigentümer des 

Vordergrundstücks war, bestand jedoch kein Anspruch aus § 1004 BGB, weil er 

aufgrund einer unentgeltlichen Gestattung bzw. eines wie auch immer gearteten 

zivilrechtlichen Rechtsverhältnisses zur Duldung verpflichtet war. Die Grundlage 

dieser Duldungspflicht ist aber mit dem Eigentumswechsel auf die Klägerin entfal-

len. Vor diesem Hintergrund lag eine rechtlich relevante Eigentumsbeeinträchti-

gung erst mit dem Übergang des Eigentums auf die Klägerin vor. 

 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 97 Abs. 1, 708 Nr. 10, 

711, 713 ZPO, 26 Nr. 8 EGZPO. Der Schriftsatz der Beklagten vom 29.1.2014 hat 

dem Senat vor Verkündung des Urteils vorgelegen. Es gibt jedoch weder zur Wie-

dereröffnung der mündlichen Verhandlung noch zur Zulassung der Revision An-

lass. 

 

………… ………….. ……….. 

 

 


